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Montag, 13. Januar 2025 Schwerpunkt

Interview: Stefan Bühler

Es sind die Wochen der Ent-
scheidung.Hinter denKulissen
laufen zwischen Gewerkschaf-
ten und Arbeitgebern die Dis-
kussionen heiss über die Frage:
Wie sollen die Löhne in der
Schweiz künftig geschützt wer-
den? Nötig ist das, weil mit den
neuen EU-Verträgen gewisse
Schutzmassnahmenbeschränkt
werden. Mitten im Sturm: Ro-
landA.Müller, seit zwölf Jahren
Direktor des Arbeitgeberver-
bands.DieGewerkschaftenprä-
sentieren imWochentaktForde-
rungen – nun holt Müller zum
Gegenschlag aus.

HabenSie in Ihrem
Berufsleben schoneinmal
LohndruckameigenenLeib
erlebt?
RolandA.Müller:Dass es Verän-
derungen nach oben oder unten
gibt, erleben alle einmal. Aber
missbräuchlichen Lohndruck,
dassmeinArbeitgeberversuchte,
michzubenachteiligen,dashabe
ichnie erlebt.

BeimArbeitgeberverband,
der sichunter anderem
intensivmit der Schweizer
Arbeitsmarkt-Politik befasst,
werdenkaumEU-Bürger
arbeiten – insoferngibt es für
Sieund IhreMitarbeitenden
keineKonkurrenzausdem
Ausland, richtig?
Das liegt daran, dass man bei
unserer Tätigkeit die Schweizer
Verhältnisse gut kennen muss.
Insoferngibt es fürunsereFunk-
tionen kaum einen ausländi-
schenKonkurrenzdruck.

In anderenBerufenund
Branchen, etwaaufdemBau
oder inderGastronomie,
siehtdas anders aus.Haben
SieVerständnisdafür, dass
dieGewerkschaften im
Hinblickaufdieneuen
bilateralenVerträgemit der
EUeinen starkenLohn-
schutz fordern?
Ja, selbstverständlich. Wir set-
zen uns auch für Lohnschutz
ein, denn niemand will miss-
bräuchliche Lohnunterbietun-
gen – daswürde zu sozialenUn-
ruhen führen. Und wenn wir
FirmenmitLohndumping inder
Schweiz arbeiten lassen, ist das
auch eine schädliche Konkur-
renz für unsereUnternehmen.

Aber fürdie einzelne
SchweizerFirma ist esdoch
klar, dass sie lieberPersonen
zu tieferenLöhneneinstellt
undAufträgeandie güns-
tigstenAnbieter vergibt?
Esgibt sicherUnternehmen,die
sodenken. SchwarzeSchafegibt
esüberall.Dochdas ist kurzfris-
tig gedacht: Wenn Sie in Ihrer
Firma Personen für die gleiche
Leistung ungleich entlöhnen,
führt das zu Unzufriedenheit
undUnruhe.

WennSiebeimLohnschutz
die gleichenZiele verfolgen
wiedieGewerkschaften,
warumsinddenndieDiskus-
sionenzwischen Ihnenund
denGewerkschaftschefs so
schwierig?
Weil die Gewerkschaften alles
vermischen und Forderungen
stellen, die keinen direkten Zu-
sammenhang mit dem Dossier
haben. Bei den Verhandlungen
über die bilateralen Verträge
geht es nur um jene Firmen, die
aus der EU heraus zu uns arbei-

tenkommen.DieGewerkschaf-
ten wollen aber beispielsweise
mehr allgemeinverbindliche
Gesamtarbeitsverträge, inBran-
chen,wo es das heute nicht gibt
und auch nicht braucht.

Dass indenneuenEU-Ver-
trägenderLohnschutz
geschwächtwird, sagt aber
auchdie Staatssekretärin für
Wirtschaft,HeleneBudliger:
Künftigmüssennurnoch
EU-FirmeneineKaution
hinterlegen, die schonmal
SchweizerRegelngebrochen
haben.Eswird schwieriger,
solcheUnternehmenauszu-
sperren.EU-Firmenmüssen
ihrenEinsatz inder Schweiz
nurnochvierTage imVoraus
anmelden,nichtmehracht.
Undsiemüssen sichnicht an
unsereSpesenregelnhalten.
DenGewerkschaftengehtesum
ihre Ideologie: Sie wollen mög-
lichst flächendeckendMindest-
löhne vorschreiben. Deshalb
wollen sie mehr allgemeinver-
bindlicheGesamtarbeitsverträ-
ge. Die Probleme mit der Kau-
tion oder den Spesen lösen sie
damit aber nicht. Denn die
Branchen, in denen besonders
viele Firmen aus der EU zu uns
in die Schweiz kommen, haben
schon jetzt allgemeinverbindli-
che Gesamtarbeitsverträge.
Bau,Reinigung, Sicherheit,Ma-
ler,Gipser,Elektriker, überall da
habenwir schonMindestlöhne.

Undandiesemüssen sich
auchdieEntsendefirmenaus
derEUhalten?
Ja, absolut.

TrotzdembleibenLücken im
Lohnschutzwegender
neuenVerträge.Wiewollen
Siedieseohnezusätzliche
Gesamtarbeitsverträge
schliessen?
Esgibt andere Instrumente, um
das Schutzniveau zu sichern:
eine Arbeitssperre für Firmen,
die sich nachweislich nicht an
Schweizer Regeln halten. Oder
einen Zahlungsstopp, der dafür
sorgt, dass Schweizer Auftrag-
geber keine Rechnungen von
EU-Firmenbezahlen, die in der
Schweiz Lohndumping betrei-
ben. ZurDiskussion steht auch,
das InstrumentderBau-Cardzu
stärken, das ist gewissermassen
eine Akkreditierung für Firmen
der Baubranchen, die belegt,
dass sie sich an alle Regeln hal-
ten. Die kürzere Voranmelde-
frist lässt sich schliesslich über

neue, digitale Lösungen prob-
lemlos kompensieren.

Warumist denndasalles
nochnichtumgesetzt?
Derzeit laufendieDiskussionen
derSozialpartnerzusammenmit
dem Staatssekretariat für Wirt-
schaft, Seco, und Staatssekretä-
rin Budliger. Es geht auch um
technischeFragen, zumBeispiel
zurVerhältnismässigkeit:Wenn
nur ein Angestellter einer EU-
Firmanichtkorrektbezahltwird,
ist esdannangebracht, einegan-
ze Baustelle stillzulegen?

Aber imGrundsatz sind
Sie fürArbeitssperren,
Zahlungsstoppsundeine
strengereAusweispflicht
mit derBau-Cardauch für
EU-Firmen?
Ja,wirwollendiese Instrumente
ernsthaft prüfen. Wie gesagt:
AuchwirwollendasLohnniveau
in der Schweiz schützen. Aber
wirmüssendieMassnahmenso
formulieren, dass sie zwar wir-
kungsvoll sind, aber keine
schädlichen Nebenwirkungen
für sich korrektVerhaltendeha-
ben. Hier suchen wir gemein-
sam mit den Gewerkschaften
nach Lösungen. Was wir hin-
gegen nicht wollen: unser libe-
rales Arbeitsrecht mit einem
generellenAusbauderMindest-
löhne aufs Spiel setzen in Bran-
chen, die mit dem EU-Entsen-
derecht nichts zu tun haben.

Derzeit läuft einöffentlicher
Schaukampf:Gewerk-
schaftschefPierre-Yves
Maillard stellt in Interviews

Bedingungen,Arbeitgeber-
präsident SeverinMoser
signalisiert ebenfalls
öffentlichUnnachgiebigkeit.
Wiemuss ichmir Ihre
TreffenmitdenGewerk-
schaftenvorstellen, istman
da«hässig»aufeinander?
Nein, das sindvielmehrDiskus-
sionen als Verhandlungen. Die
Fachleute des Bundes sind da-
bei. Selbstverständlich kann es
zwischendurch etwas lauter
werden, aberwir haben alle das
gleiche Ziel: Wir suchen nach
Lösungen.

WieerklärenSie sich
danndieProtesteder
Gewerkschaften?
Sie sind mir ein Rätsel, denn in
denVerhandlungenmitBrüssel
hat der Bund viel herausgeholt:
In der Schweiz sind es in Bran-
chen mit Gesamtarbeitsverträ-
genweiterhindie Sozialpartner,
die die Kontrollen auf dem
Arbeitsmarkt durchführen,
nicht der Staat. Wir dürfen sel-
ber festlegen,wie vieleKontrol-
len es gibt – obwohl die EU stets
klagte,wir kontrollierten zuoft.
Und wir haben eine «non-re-
gression clause»: Sollte neues
EU-Recht inZukunft denLohn-
schutz schwächen, müssen wir
das nicht übernehmen.

Allerdingsberuhtdiese
Klausel aufdemtieferen
Lohnschutz-Niveauder
neuenVerträge.
Ja, abernurbeidenPunkten,die
wir erwähnt haben: Kaution,
VoranmeldungundSpesen.Und
dieseLückenwollen ja auchwir

schliessen. Herr Maillard ver-
langt aber viel mehr – und das
wollen wir nicht, weil es auch
nicht nötig ist.

WarumhaltenSie es für
nichtnötig?
Der Bund erstellt regelmässig
Berichte zu den Auswirkungen
der Personenfreizügigkeit –
darin zeigt sich: Schweizer
Arbeitnehmende werden von
denZuwanderernnicht ausdem
Arbeitsmarkt gedrängt. Doch
dieGewerkschaftenverknüpfen
nundiebilateralenVerträgemit
ihrem ideologischen Forde-
rungskatalog mit Mindestlöh-
nen, Kündigungsschutz und so
weiter, obwohl das nichts mit-
einander zu tun hat.

Abergibt esnicht einen
generellenLohndruck,wenn
MenschenausTieflohnlän-
dernzuunskommen?Viele
sinddochhiermit einem
tieferenLohnzufrieden,weil
sie schonmit ihrerRückkehr
indieHeimat rechnen,wo
siedannmitdemErsparten
eineviel grössereKaufkraft
haben.
EinevernünftigeKonkurrenz ist
Teil des Arbeitsmarktes. Das
darf aber nicht ausufern und zu
sozialen Missständen führen.
Aus Arbeitgebersicht entschei-
dend ist für uns, ob ein Miss-
brauch vorliegt, zum Beispiel
Lohndumping. Dasmüssenwir
bekämpfen. Die Berichte des
Bundes zeigten regelmässig,wo
es Probleme gab – und da wur-
den in der Vergangenheit die
Kontrollen verstärkt und Mass-
nahmen ergriffen. Unser Lohn-
schutzsystem funktioniert.

DieGesprächezwischen
Ihnen, denGewerkschaften
unddemBundsollenbis in
zweiMonatenabgeschlossen
werden.WerdenSie sich
einig – oderwirdamEnde
derBundesrat entscheiden
müssen,wiederLohnschutz
gesichertwird?
Ich gehe davon aus, dass wir in
vielen Bereichen Lösungen fin-
den. Wir hatten schon über 50
Sitzungen, da wurde ernsthaft
gearbeitet.Abermöglicherweise
bleibt ein Restbereich, in dem
wir uns nicht einigen. Dann
muss wohl der Bundesrat ent-
scheiden, ob er die Arbeitgeber
übersteuert, den Forderungen
derGewerkschaftenwidersteht
oder eine nochmals andere Lö-
sungwill.

UnterwelchenBedingungen
kannderArbeitgeberver-
banddieneuenbilateralen
Verträgenichtmehr
unterstützen?
Wenn es Eingriffe in den flexib-
len Arbeitsmarkt gibt, die mit
den EU-Entsendefirmen nichts
zu tunhaben.ZumBeispiel stär-
keren Kündigungsschutz, Ein-
schränkungen der Temporär-
arbeit mit Quoten, flächende-
ckende Mindestlöhne und
erleichterte Allgemeinverbind-
licherklärungen von Gesamt-
arbeitsverträgen inneuenBran-
chen. Das würde das Fass zum
Überlaufen bringen.

«Wir setzen uns auch
für Lohnschutz ein»

Zahlungsstopp gegen EU-Firmen: Arbeitgeberdirektor RolandMüller
präsentiert neue Ideen gegen Lohndumping.

«Den
Gewerk-
schaftengeht
esumihre
Ideologie.»

RolandMüller
Arbeitgeberdirektor

«Gewerkschaften wollen
flächendeckendMindest-
löhne»: Arbeitgeberdirektor
RolandMüller. Bild: zvg

bz Basel




